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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.11.1976 

Geschäftszahl 

1180/76 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 1579/73 E 24. Mai 1974 VwSlg 8619 A/1974 RS 4 

Stammrechtssatz 

Der sogenannte Grundsatz der freien Beweiswürdigung bedeutet nicht, daß dieser in der Begründung des 
Bescheides niederzulegende Denkvorgang der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle nicht unterliegt. Die 
Bestimmung des § 45 Abs 2 AVG hat nur zur Folge, daß, sofern in den besonderen 
Verwaltungsvorschriften nichts anderes bestimmt ist, die Würdigung der Beweise keinen anderen Regeln 
unterworfen ist. Diese Regelung schließt keinesfalls eine verwaltungsgerichtliche Kontrolle in der 
Richtung aus, ob der Sachverhalt genügend erhoben ist und ob die bei der Beweiswürdigung 
vorgenommenen Erwägungen schlüssig sind. Schlüssig sind aber solche Erwägungen nur dann, wenn sie 
unter anderen den Denkgesetzen, somit auch dem allgemeinen menschlichen Erfahrensgut entsprechen. 
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